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Obersten Finanzbehörden 
der Länder

Zusagen auf Leistungen der betrieblichen Altersversorgung;
Hinterbliebenenversorgung für die Lebensgefährtin oder den Lebensgefährten

Zur Frage der steuerrechtlichen Anerkennung von Zusagen auf Hinterbliebenenversorgung

für den in eheähnlicher Gemeinschaft lebenden Partner des versorgungsberechtigten Arbeit-

nehmers nehme ich nach Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden der Länder wie

folgt Stellung:

Aufwendungen für Versorgungszusagen an Arbeitnehmer, die eine Hinterbliebenenversor-

gung für den in eheähnlicher Gemeinschaft lebenden Partner des Versorgungsberechtigten

vorsehen, können nur dann nach Maßgabe von § 4 Abs. 4, § 4c, § 4d oder § 4e EStG als

Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn die in Aussicht gestellten Leistungen betrieblich

veranlasst sind. Die Zusage auf eine Hinterbliebenenversorgung ist als Pensionsrückstellung

nach § 6a EStG zu passivieren und darf nur angesetzt werden, wenn die übrigen Vorausset-

zungen für die Bildung von Rückstellungen (R 31c Abs. 2 EStR) vorliegen.

Die betriebliche Veranlassung dieser Hinterbliebenenzusagen und die Wahrscheinlichkeit

der Inanspruchnahme aus der Verpflichtung ist unter Berücksichtigung der Umstände des

jeweiligen Einzelfalls zu prüfen. Anhaltspunkte können beispielsweise eine von der Lebens-

partnerin oder dem Lebenspartner schriftlich bestätigte Kenntnisnahme der in Aussicht ge-

stellten Versorgungsleistungen, eine zivilrechtliche Unterhaltspflicht des Arbeitnehmers ge-

genüber dem Lebenspartner oder eine gemeinsame Haushaltsführung sein. 
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Die versorgungsberechtigte Lebenspartnerin oder der versorgungsberechtigte Lebenspartner

muss in der schriftlich erteilten Zusage namentlich mit Anschrift und Geburtsdatum genannt

werden. 

Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG sind entsprechend dem Geschlecht des begünstig-

ten Hinterbliebenen zu bewerten. Soweit der Berechnung die „Richttafeln 1998“ von 

Prof. Klaus Heubeck zu Grunde gelegt werden, hat die Bewertung anhand des Hinterbliebe-

nenbestandes zu erfolgen.

Die Grundsätze zur steuerlichen Anerkennung von Versorgungszusagen gegenüber dem

Arbeitgeber nahestehenden Personen (z.B. beherrschende Gesellschafter-Geschäftsführer,

nahe Familienangehörige) bleiben unberührt.

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.
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gez. Meurer


